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Solidarität der Kirchen in der Zone
Terrorurteil gegen Pfarrer Schmutzler stärkt Gemeinschaft der Christen

Berlin (Eigenbericht/KNA). Das Terrorurteil gegen den Leip
ziger evangelischen Studentenpiarrer Dr. Siegfried Schmutzler 
hat die Solidarität der Kirchen in der Sowjetzone noch mehr 
anwachsen lassen. Sowohl von evangelischer als auch von 
katholischer Seite wurde heftige Kritik an dem Urteil geübt. 
Vor der Synode der Evangelischen Kirche de? Union (EKU ) 
erklärte Propst Dr. Böhm (Berlin), es gehe um das Hecht der 
Kirche zur Verkündigung. Im Falle Schmutzler sei politisches 
»Recht“ gesprochen worden. Einem Recht gegenüber, das der 
Macht diene, müsse die Kirche betonen, daß Gott allein die 
Quelle des Rechts bleibt.

In einer offiziellen Stellung
nahme aus katholischen Kreisen 
in Westberlin heißt es,, das 
Urteil gegen Pfarrer Schmutzler 
habe auch unter den Katholiken 
„schmerzliches Befremden“ so
wie die Befürchtung hervor
gerufen, daß das kirchliche 
Wirken in der Zone in immer 
engere Grenzen gedrängt wer
den solle. Kritische Äußerungen 
und Stellungnahmen zu der 
Staatsphilosophie des Marxis
mus-Leninismus, durch die eine 
Anlehnung und Verurteilung 
des Atheismus vom kirchlichen 
Standpunkt ausgesprochen 
werde, würden als Hetze und 
Wühlarbeit gekennzeichnet; je 
der Widerspruch gegen die 
atheistische Zwangserziehung in 
allen pädagogischen Bereichen, 
so auch die Jugendweihe, w'erde 
als eine der Kirche nicht zu
kommende Einwirkung in Be
lange der Partei und als ge
ro l lte  Störung des Friedens 
und der sozialistischen Ordnung 
gebrandmarkt. Selbst die Füh
lungnahme mit kirchlichen Ein
richtungen in der Bundesrepu
blik werde unter Außeracht
lassung ihres Zwecks, nämlich 
einer Sicherung der kirchlichen 
Einheit in Ost und West, als 
Agenten- und Spionagetätigkeit 
kritisiert.

Abschließend heißt es in der 
katholischen Stellungnahme, die 
Rechtsordnung in der Zone 
habe in weitem Maße poli
tischen Zweckmäßigkeiten zu

dienen. Der Artikel .6 der Ver
fassung, der sich gegen so
genannte Boykotthetze richtet, 
sei in seiner strafrechtlichen 
Anwendung so dehnbar, daß er 
auch auf solches seelsorgerische 
Wirken anwendbar sei, das den 
staatlichen Instanzen uner
wünscht erscheine.

Der Dekan der theologischen 
Fakultät an der Ostberliner 
Humboldt - Universität, Prof. 
Vogel, teilte’mit, daß die neu
immatrikulierten Studenten die 
von ihm geforderte Loyalitäts
erklärung gegenüber dem So
wjetzonenstaat nur mit dem 
Vorbehalt unterschrieben hät
ten, daß ihre Bindung an das 
Evangelium dadurch nicht an
getastet werde. Prof. Vogel 
fügte hinzu, nunmehr müßten 

‘ alle Theologiestudenten- wieder 
an -dem obligatorischen gesell
schaftswissenschaftlichen Unter
richt teilnehihen, von dem die 
Theologen an der Humboldt- 
Universität während der letzten 
Jahre befreit waren.

Synode fordert klare Entscheidung
V ertrauen serk lärun g  der E K U  fü r D ibeliu s

Berlin (Eigenbericht). Mit 
einem Bekenntnis zur Einheit 
der Evangelischen Kirche und 
einer Vertrauenserklärung zu 
Bischof D. Dr. Dibelius wurde 
im Stöckerstift in , Berlin-Wei
ßensee (Ostsektor) die Tagung 
der Synode der Evangelischen 
Kirche der Union eröffnet. Im 
Mittelpunkt stand ein Bericht 
des Ratsvorsitzenden der EKU, 
Präses Scharf, in dem er zu den 
Angriffen und Schwierigkeiten 
Stellung nahm, denen die Evan
gelische Kirche in der Sowjet
zone ausgesetzt ist. Die Konfe
renz, die im Beisein von. B i
schof Dibelius begonnen hat, 
wird sich bis Donnerstag mit 
einem neuen Dienstgesetz für 
Pfarrer zu beschäftigen haben. 
Außerdem wurde ein Kirchen
gesetz über den Gebrauch des 
einheitlichen Ka,techismustextes 
verabschiedet. Der Synode ge
hören die Vertreter von sechs 
Gliedkirchen aus Ost und West 
an.

Bischof Dibelius hatte in 
einem Grußwort an die von 
Präses Kreyssig (Magdeburg) 
geleitete Versammlung hervor
gehoben, daß der Blick der 
Evangelischen Kirche der Union 
„in ganz besonderer Weise nach 
dem Osten“ gerichtet sein 
müsse. Sie habe vor allem die 
Verpflichtung zu beweisen, daß 
politische Meinungsverschieden
heiten die kirchliche Glaubens- 
Verbundenheit nicht trennen 
könnten. Dibelius wünschte der 
E K U  die „Großzügigkeit und 
den Elan“, um „alle Angriffe 
ignorieren“ zu können.

In seiner Vertrauenserklärung 
für Bischof Dibelius wies P rä 
ses Scharf auf die ZeiJ: des 
Nationalsozialismus hin, in der 
Dr. Dibelius „einer der markan
testen Zeugen der Kirche“ ge
wesen sei. Die Kirche empfinde 
heute die Amtsbehinderung des 
Bischofs sowie Diffamierungen 
als „Mord- und Brandprediger“ 

Fortsetzung auf Seite S
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Das Neue 
ist das Alte

DT, Das Zentralkomitee der 
Sozialistischen Einheitspartei 
■war in der vergangenen Woche 
für einen Tag zusammengetre- 
ten, um den Bericht der Partei- 
und Regierungsdelegation ent
gegenzunehmen, die während 
der Revolutionsfeiern in Moskau 
an den Beratungen mit fast 
allen kommunistischen Parteien 
der Erde teilgenommen hatte. 
Dia Hauptheratungen fanden 
mit den Vertretern der sowje
tischen Partei statt, über die 
deutsche Situation im allgemei
nen und über die Situation der 
Sowjetzone im besonderen.

Die letzte Tagung des Zentral
komitees hat vorbehaltlos die 
Moskauer Beschlüsse akzeptiert, 
ja, es hat sie in einigen Punk
ten noch stärker betont, als es 
in den Moskauer Erklärungen 
zum Ausdruck kam. „Bei aller 
Beachtung der nationalen Tra
dition und Besonderheiten“ —  
so heißt es in dem Beschluß 
der SED-Führung — „ist es 
doch an der Zeit, weniger über 
die Besonderheiten der einzel
nen Länder und über besondere 
W ege zu sprechen und mehr 
über das Gemeinsame.“ Dies ist 
dieselbe Haltung, die Walter 
Ulbricht in einem Aufsatz in 
der Moskauer „Prawda“ am 
Vorabend des 7. November ver
trat. In jenem Artikel erklärte 
er: „Die Sozialistische Einheits
partei Deutschlands hat es be
reits damals abgelehnt, von 
einem besonderen deutschen 
W eg  zum Sozialismus zu spre
chen, weil das als eine Absage 
an den Leninismus aufgefaßt 
werden könnte.“ Der servile 
Ulbricht möchte also gegenüber 
Moskau demonstrieren, daß die 
deutschen Kommunisten, etwa 
im Gegensatz zu den polnischen 
und ungarischen, bereits seit 
über einem Jahrzehnt einen 
Standpunkt eingenommen ha
ben, der dem der heutigen 
sowjetischen Führung unter 
Nikita Chrustschow entspricht. 
Nun, die Geschichte der kommu
nistischen Parteien zeigt, daß 
sie mit ihrer eigenen Ver
gangenheit willkürlich Mani
pulationen vornehmen, wenn es 
für die taktischen Zwecke not
wendig erscheint,

Kein Zweifel kann allerdings 
darüber bestehen, daß sieh das 
Ostberliner Zentralkomitee seit 
dem Besuch Chrustsehows im 
August d. J. in einer außer
ordentlich engen Beziehung mit 
dem Kreml fühlen kann. Dies 
ist —  so seltsam es klingen 
mag — ein wechselseitiges Ver
hältnis. In seinen Auseinander
setzungen um die Führung der 
sowjetischen Partei braucht 
nämlich Chrustschow in erster 
Linie die Hilfe jener Parteien, 
an deren Spitze gerade stali- 
nistische Kräfte, wie etwa U l
bricht inp Ostberlin oder N o 
votny in Prag, standen. Gegen
über den Molotow-Kaganowitsch 
konnte er immer triumphierend 
darauf hinweisen, daß er gerade 
jene Kräfte hinter sich habe, 
auf die eigentlich die Moskauer 
Stalinisten um Molotow sich be
rufen könnten. Im  Interesse der 
Erhaltung seiner Machtpositio
nen w arf Ulbricht das Gewicht 
der SED auf die Schale Chrus- 
tschows — und fuhr gut damit. 
Denn seit jenem Zeitpunkt stieg 
sein Ansehen bei den Genossen. 
Es ist bemerkenswert, daß in 
den Moskauer Entschließungen 
wiederholt auf die Bedeutung 
der Sowjetzone hingewiesen 
wird und die Parteien des so
genannten sozialistischen La
gers sich ausdrücklich verpflich
tet haben, dem Ulbricht-Regime 
beizustehen. Auch ist es kein 
Zufall, daß bei den Moskauer 
Paraden und Sitzungen Ulbricht 
seinen Platz unmittelbar neben 
den sowjetischen Führern ein
nahm.

Mit der uneingeschränkten 
Vollmacht Chrustsehows ist die 
SED-Delegation aus Moskau 
zurüekgekehrt. Die Parteifüh
rung setzt nunmehr auf allen 
Gebieten des politischen, wirt
schaftlichen und geistigen Le-

Berlin (DPA ). Die Kampagne 
zur weiteren Isolierung des 
sowjetisch besetzten Gebietes 
vom Westen hält unvermindert 
an. Nach einer Meldung der in 
Potsdam erscheinenden „Mär
kischen V  olksstimme“ sollen 
Einwohner der Stadt Potsdam 
sich für Einkäufe in Ostberlin 
ein Postscheckkonto anlegen 
und das benötigte Geld per 
Postscheck an den Verkäufer

bens den harten Kurs fort, den 
sie bereits vorher eingeschlagen 
hatte. Das beweisen deutlich 
der Kampf gegen die evangeli
schen Kirchen, die Zurüekdrän- 
gung der ideologischen Oppo
sition in der Intelligenz und die 
massiven Bemühungen, die soge
nannte Republikflucht zum Still
stand zu bringen —  Teile des 
Aktionsprogramms, das in Mos
kau aufgestellt wurde. Wenn  
Marschall Gretschko, Oberbe
fehlshaber der Sowjettruppen in 
der Zone, und sein Nachfolger, 
Armeegeneral Sacharow, bei 
ihrem Abschieds- bzw. Antritts
besuch nicht zuerst zu Otto 
Grotewohl, dem Ministerpräsi
denten der Zone, sondern zu 
W alter Ulbricht, dem Ersten 
Sekretär der Partei, gegangen 
sind, so mag man aus dieser 
Tatsache die Stellung Ulbrichts 
mit großer Deutlichkeit ab
lesen. Auch dies ist eine De
monstration der Unterstellung 
der Armee unter die Partei, 
Reflexion des Sieges Chrus
tsehows über Marschall Schu- 
kow.

Selbstverständlich kann die 
Moskauer Identifizierung mit 
W alter Ulbricht die Schwierig
keiten, denen sich die Zone auf 
den verschiedensten Gebieten 
gegenübersieht, nicht aus der 
W elt schaffen. Wohl aber sind 
diese Tatsachen ein unmißver
ständlicher Hinweis auf die un
versöhnliche Haltung der ge
genwärtigen Sowjetpolitik ge
genüber jeder Möglichkeit eines 
einheitlichen Deutschlands in 
Frieden und Freiheit. Es wäre 
fatal, sich über das enge Zu
sammenspiel Chrustsehows und 
Ulbrichts Illusionen hinzugeben. 
Das Deutschlandproblem blieb 
stationär. W ie  lange r -  das ist 
die Frage.

überweisen. Dadurch soll ver
mieden werden, daß sie Ostgeid 
eventuell nach Westberlin mit
nehmen.

Um jeden Kontakt mit West
berlin zu vermeiden, ist jetzt 
außerdem eine neue Zugver
bindung von Potsdam-Süd über 
den Güteraußenring nach dem 
Schlesischen Bahnhof fertig- 
gestellt worden.

Pankow treibt Isolierung weiter v o r a n
Potsdam er brauchen  iiir  O stberlin -Fah rt ein Postkonto



N e u e  A n g r i f f e  g e g e n  D i b e l i n s
„ E r  m ißbraucht d ie B ib e l fü r  westliche H etzparo len“

Berlin (Eigenbericht). Neue Angriffe gegen Bischof D . Dr. 
Bibeliug und gegen angeblich „reaktionär© Eirchenleitungen“ 
veröffentlichte dieser Tage die Sowjetzonenpresse. Der Leip
ziger Bezirksvorstand der Ost-CDTJ hat nach einer Meldung 
der Sowjetzonen-Agentur A D N  der Sowjetzonenregierung emp
fohlen, „die finanziellen Mittel so zu lenken, daß die reaktio
nären Kreise in den Kirchenleitungen ökonomisch nicht ge*? 
stärkt werden“.

Lieber Leser!
W ir wollen gern wissen, wo 
und wie unsere Wochenausgabe 
Sie in der sowjetischen Be
satzungszone erreicht hat. Die 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
wir Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen
der, aber mit Angabe der Num
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn M. Barth 
Berlin-Tempelhof 1 

Hanfred-v.-Bichthofen-Str. 2, II  

W ir danken Ihnen für Ihre 
Hilfe.

oder als „Beispiel moralischer 
Verkommenheit“, denen er im 
Osten ausgesetzt ist, als beson
ders schmerzlich. Außerdem 
wies Scharf die neuesten An
griffe der Sowjetzoneripresse 
gegen eine Reihe anderer kirch
licher Amtsträger zurück und 
betonte, in keinem Fall sei ein 
Anlaß zu derartigen Beschuldi
gungen gegeben worden.

Zur Auseinandersetzung zwi
schen Staat und Kirche um die 
Konfirmation und die kommu
nistische Jugendweihe erklärte 
Präses Scharf, daß sich aus die
ser Frage eine „echte Bekennt
nissituation“ ergeben habe. Die 
Kirche könne nur an Kinder 
und Eltern appellieren, die 
rechte Entscheidung zu treffen, 
obwohl sie wisse, daß beide, 
bei einer Teilnahme an der 
Konfirmation, Nachteilen aus
gesetzt seien. Die Kirche warne 
aber vor der Ablegung eines 
Gelübdes für eine Weltanschau
ung, „die anläßlich der Entsen
dung der Sputniks den achten 
Schöpfungstag verkündet und 
glaubt, Gott übertrumpft zu 
haben“.
„Beerdigung nicht zu erkaufen“

Auf die Angriffe gegen Geist
liche, die eine kirchliche Be
stattung verweigert hätten, er
widerte Präses Scharf, daß sich 
die Kirche die Beerdigung nicht 
erkaufen lasse. Die Zugehörig
keit zur Kirche müsse ernst

Ferner w ird erklärt, man 
müsse von den Vertretern der 
Kirche in der Sowjetzone er
warten, daß sie eine Absage an 
die NATO-Politik zum Aus
druck brächten. Die Sowjet- 
zonen-CDU-Zeitung „Neue Zeit“ 
wirft außerdem Dibelius vor, 
die Sprache der Bibel als „Tarn- 
sprache“ zu mißbrauchen, um

genommen werden; für jeman
den, der ihr zeitlebens fern 
stand und ihr das Opfer verwei
gerte, könne die kirchliche Be
stattung, nicht durch Nachzah
lung der rückständigen K ir
chensteuern nach dem Tode von 
den Angehörigen erkauft wer
den. Es gehe der Kirche nicht 
um das Geld, „wir treten für 
Sauberkeit und Lauterkeit“ ein, 
erklärte Scharf.

Berlin (Eigenbericht). Die 
amerikanische Regierung w ird  
Berlin im kommenden Jahr 
wieder zusätzlich 5,5 Mill. Dol
lar aus dem Auslandshilfe-Pro
gramm zur Verfügung stellen, 
teilte der Minister für w irt
schaftlichen Besitz des Bundes, 
Dr. Lindrath, vor der Berliner 
Pressekonferenz mit. E r er
klärte, diese Summe sei ihm 
von der amerikanischen Bot
schaft in Bonn genannt worden. 
Bundesminister Lindrath kün
digte außerdem an, daß in den 
Zonengrenzgebieten, insbeson
dere im Harz, 80 bis 100 
Ferienhäuser für Berliner Fami
lien erbaut werden sollen, um 
den Berlinern einen billigen 
Urlaub zu ermöglichen. Lind
rath, der sich bei seinem Be
such über die Wirtschaftslage

seine Predigt mit „gewissen 
westlichen Hetzparolen“ ver
knüpfen zu können.

Das Bulletin der Bundesregie
rung hat in scharfer Form zu 
dem immer stärker werdenden 
Kirchenkampf in der Sowjetzone 
Stellung genommen, der mit der 
Verurteilung des Leipziger Stu
dentenpfarrers Schmutzler einen 
neuen Höhepunkt erreicht hat. 
Das Urteil gegen Pfarrer 
Schmutzler erweise sich als ein 
glatter Verfassungsbruch, so 
wird in dem Bulletin betont, da 
der Artikel 41 der Sowjetzonen- 
Verfassung den . Religionsge
meinschaften ausdrücklich das 
Recht zubillige, zu Lebensfra
gen des Volkes Stellung zu 
nehmen. An die Deutschen im 
freien Westen ergehe in dieser 
Zeit der ernste Mahnruf, -den 
Brüdern und Schwestern in Mit
teldeutschland auf alle mögliche 
Weise ideell und materiell bei
zustehen.

der Stadt,informierte, kündigte 
eine verstärkte Förderung des 
Mittelstandes aus dem Rückfluß 
der ERP-Mittel an.

Auf die Privatisierung bun
deseigener Betriebe eingehend, 
sagte der Bundesminister, ge
genwärtig würde über die P ri
vatisierung von drei Betrieben 
beraten. Es handele sich dabei 
um kleinere Unternehmen, die 
einen Vermögenswert von etwa 
40 Mill. DM haben. Für die 
Privatisierung kämen in erster 
Linie Werften und Autofabri
ken in Frage. An eine Privati
sierung von Betrieben, die sich 
schon sehr lange in der öffent
lichen Hand befinden, wie bei
spielsweise der Bundesbahn, sei 
nicht- gedacht. Grundsätzlich 
wolle der Bund nicht „darauf 
los verkaufen“..

Synode fordert klare Entscheidung
(Fortsetzung von Seite 1)

5 Millionen Dollar Auslandsfiilfe
F ü r  B e rlin  —  L io d ra th : M ittelstand w ird  gefö rdert



„Republikflucht ist kein Kavaliersdelikt“
Eisler: Wer nach Westen geht, ist Verräier — Pankow schränkt Freizügigkeit ein

Berlin (Eigenbericht). Während die Behörden und die Be
völkerung der Bundesrepublik bemüht sind, die menschliche 
Koexistenz zwischen West und Ost zu vertiefen, errichten die 
Kontrollorgane der Sowjetzone, die zur Zeit die staatliche 
Macht in Mitteldeutschland ausüben, immer neue Barrieren. In 
der Bundesrepublik wurden die Interzonenpässe abgeschafft, in 
der Sowjetzone werden die Kontrollbestimmungen verschärft: 
W er nach dem Westen fahren will, braucht einen Interzonen
paß. W er aus dem Westen in die Zone will, muß eine Auf
enthaltsgenehmigung beantragen. Angestellte der staatlichen 
Verwaltung und der volkseigenen Wirtschaft erhielten ein 
Reiseverbot.

„V e rfü h rt  —  ve rk au ft  —  
ve rra ten “

Seit mehreren Wochen läuft 
in der Provinzpresse der Zone 
eine Kampagne gegen die Re
publikflucht. Der SED-Propa- 
gandist Gerhart Eisler hat eine 
Diskussion in der „Sächsischen 
Zeitung“ eingeleitet unter der 
Überschrift: „Verführt — ver
kauft — verraten“. Im Rahmen 
dieser Diskussion, die von der 
Abteilung Agitation und Propa
ganda des ZK der SED an
geordnet war, behauptet Eisler, 
„jeder Bewohner der DDR, der 
in die Bundesrepublik geht, ist 
ein Verräter an der deutschen 
Nation.“ Eisler verlangt, man 
müsse endlich damit aufhören, 
die Republikflucht als Kava
liersdelikt zu betrachten, son
dern müsse sie als ein krimi
nelles Verbrechen ansehen, das 
zu bestrafen ist. Die Republik
flucht bedeute Verrat an den 
Arbeiterinteressen. W er die 
Zone verlasse, würde den west
deutschen Arbeitern als Lohn
drücker in den Rücken fallen.

Im Rahmen dieser Diskussion' 
sammelte Eisler Stimmen gegen 
die Republikflucht und " ver
öffentlichte Leserzuschriften, in 
denen die lebensunwürdigen 
Verhältnisse in der Bundes
republik dargestellt werden. 
Danach müssen Flüchtlinge im 
Westen grundsätzlich in E r
ziehungsanstalten, Obdachlosen
asylen und in menschenunwür
digen Baracken hausen. Die 
reumütigen Rückkehrer, die 
sich mit einer Beschimpfung 
der Bundesrepublik ihr Ein
trittsbillett für eine Heimkehr 
erkaufen, schildern in bösen 
Worten schlimme Zustände und 
verdrehen die Ausnahme zur 
Regel. Daß von den zwei Mil

lionen Flüchtlingen bisher keine 
fünf Prozent zurückgekehrt 
sind, verschweigt die SED.

U lb rich ts  
G egenm aßnahm en

Die Bevölkerung der Sowjet
zone antwortet auf die un
gewöhnlich einfältigen Behaup
tungen mit konkreten Forde
rungen. In dieser Diskussion 
wird entschieden verlangt, daß 
sich der Staat mehr um die 
Sorgen der Bevölkerung küm
mere und daß man untersuche, 
warum die Menschen ihre Hei
mat verlassen. Die politischen 
und wirtschaftlichen Verhält
nisse würden Tausende zwin
gen, nach dem Westen zu 
gehen. Aber die SED weigert 
sich, das politische System in 
Mitteldeutschland zu ändern 
und antwortet mit Drohungen. 
Ulbrjeht verlangte „entschie
dene Gegenmaßnahmen“ gegen 
den Flüchtlingsstrom, weil der 
„Klassenfeind“ mit Abwerbung 
von Arbeitskräften und Spezia
listen die „DDR“ schädigen 
wolle. Republikflucht sei ein 
„Verbrechen gegen den Frie
den“, weil man sich in den 
„Machtbereich der schlimmsten 
Feinde des Volkes“ begebe.

Um die Fluchtbewegung ein
zudämmen, sieht die SED fol
gende „umfassende Gegenmaß
nahmen“ vor:

1. Kontrollen aller Reisen aus 
der Sowjetzone nach Westberlin 
und die Bundesrepublik.

2. Keine Ausgabe von Inter
zonenpässen an Angehörige von 
Flüchtlingen und an Personen, 
die in Verdacht stehen, nach 
dem Westen flüchten zu wollen.

3. Schadensersatzansprüche des 
Staates an Flüchtlinge für den 
Schaden, der durch ihre Flucht 
entstanden ist.

Im  Rahmen dieses Planes 
haben strenge Kontrollen in 
den Fern-D-Zügen nach Berlin 
begonnen. Alle Personen, die als 
Reiseziel Berlin angeben, wer
den genau überprüft. Ihr Ge
päck wird scharf kontrolliert. 
Bei Fluchtverdacht werden sie 
vorläufig festgenommen, bis der 
Arbeitsplatz nachgeprüft ist und 
eine Haussuchung durchgeführt 
wurde.

Gegenseitige Besuche der An
gehörigen werden „bis auf 
weiteres“ verboten, damit Per
sonen, die flüchten wollen, ab
geschreckt werden, weil sie sich 
nicht wieder besuchen dürfen. 
Geflüchtete Personen sollen mit 
dieser Maßnahme bestraft wer
den.

Volkseigene Betriebe und 
staatliche Verwaltungen stellen 
Schadensersatzansprüche an 
Flüchtlinge für den Schaden, 
der durch ihr unangemeldetes 
Fernbleiben von der Arbeit ent
standen ist. Diese Ansprüche 
werden auch gegen Angehörige 
und gegen Verwalter von 
Flüchtlingsgut geltend gemacht.

Eine große Aufklärungskam
pagne soll die Bevölkerung 
überzeugen, daß es gefährlich 
ist, in die Bundesrepublik über
zusiedeln. Die Studentenzeit
schrift „Forum“ schrieb im 
Rahmen dieser- Presseanwei
sungen aus dem Zentralkomitee 
gegen die Republikflucht in 
ihrer letzten Novemberausgabe 
in einem Aktionsprogramm zur 
Sozialisierung der Medizin: 
„Das Verlegen des Wohnsitzes 
oder der Arbeitsstelle nach 
Westberlin oder Westdeutsch
land bedeutet für uns nicht 
einen Wechsel ’ von Klinik zu 
Klinik, sondern ein /überlaufen 
von der Zukunft des Sozialis
mus in die untergehende kapi
talistische Welt. Dieser Schritt 
ist eine idelle und materielle 
Unterstützung der NATO . . .! 
S E D  v e rlan gt S ippenhaft

Die „Lausitzer Rundschau“ 
geht in ihr.en Forderungen noch 
weiter und verlangt, daß die 
Eltern und Angehörigen von 
Flüchtlingen zur Verantwortung 
gezogen werden, wenn Studen
ten lind Akademiker, die auf 
Kosten des SED-Staates aus- 

Fortsetzung S. 5



Wie der Fall Agartz ins Rollen kam
A n on ym er A n ru fe r verriet G eld transport

Karlsruhe (Eigenmeldung). Im  
Agartz-Prozeß läuft _ vor dem 
Bundesgerichtshof die Verneh
mung der 17 Zeugen ab. Gleich 
der erste von ihnen brachte mit 
seiner Aussage eine sensatio
nelle kriminalistische Note in 
das Verfahren: Man schrieb den 
20. März 1957. Die Zifferblätter 
der Berliner Kirchturmuhren 
zeigten auf 15.45 Uhr. Da läu
tete in seinem Amtszimmer das 
Telefon, und am Apparat mel
dete sich der Mann, der seinen 
Namen nicht nennen wollte. Der 
35 Jahre alte Kriminalsekretär 
Hans Dahlke.^der jetzt vor dem 
Bundesgerichtshof im Zeugen
stand dieses Begebnis schildert, 
wurde damals sogleich hell
hörig. Denn der Unbekannte 
am anderen Ende der Strippe 
sagte ihm, es sei ein illegaler 
Geldtransport aus Ostberlin an 
die verbotene K PD  in der Bun
desrepublik unterwegs. Nach 
eineinhalb bis zwei Minuten 
hängte der Namenlose ein mit 
dem Bemerken, er glaube sich 
beobachtet.

Die kurze Zeit hatte jedoch 
genügt, um mitzuteilen, daß ein 
Pkw  aus Hagen in Westfalen 
mit der Endnummer 297 nicht, 
weit vom Alexanderplatz stehe, 
daß der Fahrer des Wagens der 
frühere Chauffeur des ehemali
gen, inzwischen aus der Bundes
republik verschwundenen K PD - 
Bundestagsabgeordneten Hugo 
Paul sei, und daß er eine große 
Geldsumme nach Hagen zu dem 
stellvertretenden KPD-Vorsit- 
zenden Harig bringen sollte. 
Doch werde das Geld nicht in 
den Händen von Harig bleiben, 
sondern sei „für einen viel 
Höheren“ bestimmt.

An jenem Mittwoch im März 
begann der Fall Agartz zu rol
len, als der Berliner Kriminal
sekretär die zuständigen Stellen 
unterrichtete, die dann die Ver
haftung des Fahrers Wieland in 
Helmstedt veranlaßteri, der aus 
Ostberlin 21 000 DM für Agartz 
geholt hatte.

DT. Man kann dem deutschen 
Staate, soweit ihn Berlin und 
die Bundesrepublik symbolisie
ren, sehr wohl nachsagen, daß 
er heute seiner Rechtssicherheit 
eher eifriger als säumig nach
gehe. Er hat sich mit seinem 
Urteil gegen diejenigen, die

seine Freiheiten gefährden und 
bedrohen, also gegen die SRP  
und die K PD , sehr weit auf 
das Gebiet der politischen Siche
rung durch das Recht begeben. 
Das Bundesverfassungsgericht 
hat ein Arbeitspensum zu be
wältigen, das* mindestens na-ch 
dem Umfang darauf deutet, wie 
emsig der Staat darauf bedacht 
ist, all seine politischen Maß
nahmen auf dem Fundament 
des Rechts zu basieren. Dr. 
Agartz, der ehemalige Chef- 
Ideologe der Gewerkschaften, 
bekommt diesen Drang des 
deutschen Staates nach recht
licher Sauberkeit seiner frei
heitlichen Politik jetzt zu spü
ren. Es ist dabei von nach- 
geordneter Bedeutung, ob der 
als Sozialpolitiker einst so be
deutende Mann schließlich ver
urteilt werden wird oder nicht. 
Der Bundesanwalt geht einem 
Verdacht nach, der Agartz an
hängt: er habe die M ittel'poli
tischer Organisationen und 
Gruppen genommen, die auf 
den Sturz der verfassungsmäßi
gen Elemente der Freiheit 
zielen.

Fortsetzung von S. 4 
gebildet wurden, die Zone ver
lassen. Die „Lausitzer Rund
schau“ schlägt vor, daß sich die 
Studenten vertraglich verpflich
ten, ihre erworbenen Kennt
nisse nur der Arbeiter- und 
Bauernmacht zur Verfügung zu 
stellen.

Alle diese Forderungen sind 
keine geeigneten Vorschläge, 
die Fluchtbewegung einzudäm
men. Einzig und allein eine 
Änderung der politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse 
würde den Strom der innerdeut
schen Völkerwanderung etwas 
zurückgehen lassen. In einem 
Leserbrief, den die „Sächsische 
Zeitung“ vom 29. November von 
Professor Oskar Halfter, Dres
den, zur Republikflucht ver
öffentlicht, heißt es: „Von allen 
Fehlern und Übeln suche der 
Lehrer die Ursache zunächst bei 
sich selbst.“

Die Bevölkerung der Zone 
kennt die Ursachen der Repu
blikflucht. Und unsere Lands-

Der Prozeß in Karlsruhe wird 
in aller Breite und vor aller 
Öffentlichkeit abgewickelt, und 
wir nehmen an dem Schauspiel 
einer Wahrheitserforschung teil, 
wie es in dieser Gründlichkeit 
und Intensität noch ohne Vor
gang ist. Zu beobachten ist da
bei, wie nicht eine Gesinnung 
auf die Anklagebank gesetzt 
worden ist/ sondern nach der 
Handlung gefahndet wird, die 
möglicherweise dem Recht des 
Staates auf Freiheit hätte ge
fährlich werden können. Es ist 
den Richtern von Karlsruhe zu
zutrauen, daß sie bei ihren pro
zessualen Erkundung®-, Beweis- 
und Beschlußmethoden wohl zu 
unterscheiden wissen, ob man 
eine Politik oder das Recht zu 
schützen oder zu verdammen 
hat. W er meint, die Politik 
stehe vor Gericht, hat noch 
nicht das revolutionierend Neue 
begriffen, das sich in solchen 
Prozessen mit politischem Hin
tergrund in der Bundesrepublik 
abspielt: der deutsche Staat ist 
peinlich darauf aus, ein Rechts
staat mit allen sich aus solcher 
Forderung ergebenden Konse
quenzen zu sein. Ein Rechts
staat, der über die Freiheiten 
seiner Bürger wacht.

leute wissen außerdem, daß 
Presse, Pamdfunk und Behör
den im Westen seit Jahr und 
Tag das gleiche sagen, was in 
unzähligen Gesprächen hier in 
Westberlin zum Ausdruck 
kommt: „Versucht so lange zu 
bleiben, wie es irgendmöglich 
ist.“ Das nennt die SED „Ab
werbung“, weil sie nicht wahr
haben will, was die ganze Welt 
sieht, daß monatlich Zehntau- 
sende mit den Füßen abstim
men, indem sie die Zone ver
lassen. „ • •

Ätomkreuzer auf Kiel gelegt
Washington (DPA). Der erste 

mit Atomkraft getriebene Kreu
zer der US-Marine ist auf Kiel 
gelegt worden. Er soll den N a 
men „Long Beach“ tragen und 
1961 etwa gleichzeitig mit dem 
ersten Atomflugzeugträger der 
Marine fertiggestellt sein.

Im Laufe der nächsten zehn 
Jahre wollen die USA eine 
schnell einsatzfähige „Atom
flotte“ aufbauen.

,Republikflucht kein Kavaliersdelikt4



Liebesmahl mit zwei Genossen
W est-östliche P lau d e re i ü b e r  M ercedes, Sputniks und  P o litik

SSO, herhören!
Der kleine TAG  wird ver

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
ais andere, die Wahrbeit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den Meinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben, übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.

Paris (Eigenbericht). Natür
lich, bei Bussen weiß man nie 
genau, ob etwas dahinter steckt. 
Doch als die beiden sowje
tischen Kollegen uns nach einer 
der vielen Pariser Pressekonfe
renzen fragten, ob w ir nicht 
zusammen essen wollten, steckte 
bei ihnen sicher auch der
Wunsch dahinter, ein möglichst 
gutes Essen auf Spesen schrei
ben zu können. W ir  sagten zu.

Vorsichtig robbten w ir uns
während der Vorspeisen aufein
ander zu. Ihre Geschichte vom 
Bussen, der sich einen deut
schen Mercedes 300 gekauft 
habe, honorierten w ir mit dem 
Eingeständnis, daß w ir uns
gern einen russischen Sputnik 
kaufen würden, und für das 
Lob der deutschen Autobahnen 
revanchierten w ir uns mit der 
Erzählung von einem Freunde, 
der hin und wieder gern zur 
Erinnerung ein bißchen Ma
chorka in Zeitungspapier 
rauchte.

Die Feindberührung kam 
schnell. Ein in Deutschland ge
kauftes Grammophon hatte sich 
als halb so teuer erwiesen wie 
ein Apparat gleicher Marke in 
Frankreich. —  Nie, sagte der 
eine bei der Bouillon, würde 
Frankreich wirklich beim Ge
meinsamen Markt nütmachen, 
denn wir würden in ihm zu sehr 
dominieren. Oh, sagten wir, sie 
sollten die Geschäftstüchtigkeit 
der Franzosen ja  nicht unter
schätzen. Wahrscheinlich wür
den sie bald alle Präsidenten
posten haben, die Italiener alle 
Finanzabteilungen, während w ir 
die Techniker stellen würden.

Na,, na, sag ten  sie
Und die Amerikaner, sagten 

sie, verlassen Sie sich wirklich 
auf die Amerikaner? W ir schon, 
sagten wir. Aber gerade weil 
Chrustschow mit den Ameri
kanern allein in einer Ecke 
mauscheln^ möchte, müssen wir 
doch daran denken, daß Ihr 
immer noch was in der Tasche 
habt, was uns gehört. W ir  
brauchten doch nur mit Pankow  
zu reden, sagten sie. Pankow? 
fragten wir. Wenn sie damit 
irgendeinen sowjetischen Gau
leiter meinten —  Sprößlinge aus 
so altem Hause wie w ir redeten

nie mit dem Personal, sondern 
immer nur mit den Herr
schaften.

W ir haben dreißig Jahre ge
darbt, sagten sie, jetzt haben 
wir nur Sputniks, bald werden 
wir Neonlicht und schöne 
Frauen mit Pelzen und Wasch
maschinen haben. In diesem 
Moment waren w ir wirklich 
aufrichtig, und w ir beneideten 
sie auch ein bißchen. Trinken 
wir darauf, daß Sie bald dort 
angelangt sein werden, sagten 
wir. Ernsthaft, Neonlicht und 
Pelze seien der Verbürger
lichung sehr bekömmlich.

V e rbü rge rlich u n g  —  n ie!
Verbürgerlichung, lachten sie, 

nie! Nun, sagten wir, jeder 
wolle doch mal seinen Enkeln 
das Wochenendhaus am Baikal
see vererben, ohne daß Klein- 
Iwan eine Parteikarriere machen 
muß. Mal würden auch ihre 
alten Bevolutionäre Bedürfnis 
nach Buhe haben. Auch ein 
Sicherheitspakt würde doch 
Buhe bringen, meinten sie. W ir  
schüttelten melancholisch den 
Kopf. I [iellemht später mal. 
Vorläufig seien w ir noch zu 
klein und zu schwach, um uns 
ohne großen Bruder am Stadt
rand auf die Straße zu trauen. 
Ihr seid nicht klein, sagten sie. 
Ihr habt uns zweimal überfallen, 
und Ihr wollt uns noch mal 
überfallen.

Glaubten sie’s wirklich? Wenn 
sie es glaubten, hatte es wenig 
Zweck, ihnen zu sagen, daß w ir 
jetzt reinen Herzens waren. W ir  
s i n d  klein, sagten wir, aber 
natürlich . . .  Sie hätten schon 
recht, niemand könne garan
tieren, wie w ir in fünf Jahren 
über den sowjetischen Gau
leiter in Pankow dächten. Aha, 
sagten sie, endlich ein ehrlicher 
Deutscher. Ob B. u. C. auf ihren 
Beisen mal einen Stierkampf in 
Spanien gesehen hätten? frag
ten wir. Nein, sagten sie, denn 
beide könnten nicht das Blut 
unschuldiger Tiere sehen. Drum, 
sagten wir, dann wüßten sie 
auch nicht, wie man einen w il
den Stier, der nun mal nicht 
totgepikt wurde, aus der Arena 
wieder herausbekommt?. Dia
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Spanier ließen einfach ein paar 
freundliche Kühe hinein und 
nach einer Weile trabe in ihrer 
Mitte der Stier ganz friedlich 
heraus. . .

Sie meinen also . .  . ? sagten 
sie. Jawohl, w ir meinten, wenn 
sie uns schon mißtrauten, sei 
die einzige Garantie, uns in die 
friedlichen Belgier, Luxembur
ger, Italiener und Franzosen zu 
verpacken, die doch bestimmt 
keinen Krieg anfangen würden. 
W ir verstünden wirklich nicht, 
was sie gegen ein vereintes 
Europa hätten. Natürlich, das 
Bezept klappe nur, wenn a l l e  
bösen deutschen Stiere von 
ruhigen Kühen umgeben wür
den, auch die von jenseits der 
Elbe.

Sie waren zehn Sekunden 
ruhig, und das war bei der 
Schnelligkeit, mit der die Ge
nossen sonst die Antworten bei 
der Hand haben, ein schöner 
Erfolg. Dann meldete der Bund- 
funlc, daß sie uns in Moskau als 
Militaristen gebrandmarkt hät
ten find daß die rote Inter
nationale jetzt wieder in aller 
Öffentlichkeit Zusammenarbeiten 
werde.

Das nächste Mal werden wir 
sie einladen, nicht nur, weil es 
sich so gehört, sondern weil es 
wohltut, mal mit Bussen, und 
sei es auch auf französisch, 
deutsch reden zu können,



Erkannte Gefahr
D T , Kaum  hatte Chrustschow 

den künstlich schwelenden tür
kisch-syrischen Brandherd aus
geblasen, wurde im  Nahen 
Osten ein neuer entfacht. Genau 
gesagt: die alte glimmende
Glut des arabisch-israelischen 
Gegensatzes wurde w ieder zum 
A u flodem  gebracht, und zwar 
durch Syrien und Ägypten, die 
den jordanischen K ön ig  Hussein 
des Konspirierens m it Israel 
bezichtigten. Hussein wußte 
gegen  diesen Vorw urf nichts 
Besseres zu unternehmen, als 
m it massiven Unfreundlich
keiten gegen die israelische E x 
klave in  Jerusalem seine ara
bische Gesinnung zu unter
streichen. Aber was K a iro  und 
Damaskus und wahrscheinlich 
auch Moskau bezweckten, war 
erreicht: Fortsetzung der Un
ruhe und Schwierigkeiten fü r 
Jordanien. Aus diesem erregten 
Zustand könnte sich ein neuer 
Zusammenstoß m it den streit
baren Israelis entwickeln,

Bei den U N  hat man das so
fo rt  erkannt. Generalsekretär 
Hammarskjöld reiste am F reitag  
in  ungewöhnlicher E ile  nach 
Amman. E r  w ill sich nicht 
w ieder den Vorw urf mangeln
der In itia tive  machen lassen; 
es soll nicht w ieder w ie  vor 
einem Jahr am Suez ein bluti
ges Abenteuer geschehen, ohne 
daß vorher an Ort und Stelle 
alles zu seiner Abwendung ge
schehen ist. Hammarskjöld hat 
um so mehr Grund zur A k tiv i
tät, als er sich nicht in Buda
pest fü r  die Grundsätze der U N  
einsetzen konnte. W ird  er es 
je tz t können? Seine Anwesen
heit im  Nahen Osten dürfte 
zumindest übereilte Schritte so
wohl auf arabischer als auch 
auf israelischer Seite verhin
dern.

Palästina, vor genau zehn 
Jahren geteilt, w ird  jetzt syste
matisch in  eine Problem atik 
gezogen, dis in ihrer jetz igen  
Form  yor zehn Jahren noch

nicht bestand: w e il damals der 
Nahe Osten kein bevorzugtes 
Betätigungsfeld der Sowjets ge
wesen ist. Bevor sich Moskau 
entschloß, auf die Araber und 
ihren „Nationalismus“ zu set
zen, bestanden sogar Sympa-, 
thien nach Israel und zurück. 
Heute aber ist Moskau ein
seitig-parteiisch und damit alles 
andere als ein neutraler Aus- 
gleichsfaktor. Diesa schwierige 
R o lle  ist den U N  auferlegt, die 
bei der Bevölkerung dieser Ge
b iete immerhin ihre moralische 
Anerkennung besitzen und be
halten haben. N icht v ie l mehr 
w ird  Hammarskjöld ins F e ld  
führen können, zumal die seit 
Suez o ft geforderte automatisch 
reagierende ständige UN-Haus- 
macht noch lange nicht ex i
stiert. A u f dem nüchternen Fe ld  
der Macht bleibt schließlich 
auch hier w ie  an der türkisch
syrischen Grenze Amerikas Ent
schlossenheit entscheidend, den 
Brand m it allen M itteln  zu 
löschen, sollte er sich gefähr
lich ausweiten.

Raketenhülle in Hamburg?

Das ist der erste US-Erdsatellit. Er wiegt nur 
etwa füni Pfund, hat einen Durchmesser von 
16,25 cm und soll „irgendwann im Dezember" 
— man vermutet, schon sehr bald — auf seine 
Bahn geschickt werden.

„PanzerschirmI Sind ja  noch mehr 
Spuiniks oben!"



B IL D E B  D E S  W O C H E . Oben: Zu  Bergen  türmen sieh die Weihnaehtspakete .bei den 
Berliner Postämtern. Es wurden genügend H ilfskräfte fü r die Hochsaison eingestellt. 
— Enten: Bauchlandung einer Maschine, die die Strecke Berlin— Düsseldorf befliegt, 

»u l dem F lughafen Tem pelhof in Berlin . Zum  Glück gab es keine Verletzten.


